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Reutlingen, 18. März 2010: 
Feierliche Eröffnung von 200 
mm Waferfab und neuem 
Testzentrum

Da strahlen sie noch alle um die 
Wette. 
Von links: Christoph Kübel (AE/P - 
Chef von Automotive Electronics), 
Hermann Scholl (A1 - Chef des 
Aufsichtsrats), Stefan Mappus 
(Ministerpräsident von Baden-
Württemberg), Horst Köhler 
(Ex-Bundespräsident), Franz 
Fehrenbach (G1 - Vorsitzender der 
Geschäftsführung) und  Volkmar 
Denner (G 21 - Mitglied der 
Geschäftsführung).



unbefristet übernommen werden sol-
len. Dies hat uns die hiesige Leitung am 
11.6.2010 erstmals verkündet. Das ver-
steht nun gar kein Beschäftigter mehr, 
was unter anderem dazu geführt hat, 
dass MitarbeiterInnen mit bei der Pro-
testaktion waren, die bislang von die-
sem Weg sich eher distanziert hatten.
Dies sind die Themen dieser Son-
derausgabe in+direkt, sie bekräftigen 
nochmals unser Nein zum pauscha-
len Anheben des Renteneintrittsal-
ters im Rahmen der Rente ab 67 und 
dem sozial unausgewogenen Sparpaket 
von Frau Merkel am Protesttag der 
DGB-Gewerkschaften am Samstag, 13. 
November in Stuttgart. 
Mit unserer neuen Betriebszeitung 
wollen wir Danke sagen an alle, die 
sich solidarisch erklären und mithel-
fen, unsere Ziele als Belegschaft zu 
erreichen. Der 20.10.2010 hat vieles 
verdeutlicht:
Die Belegschaft ist durch den Weg der 
Leitung verärgert und lässt sich nicht 
spalten. Sie steht hinter dem Betriebs-
rat und dessen Konzepte. Die IG Metall 
ist die treibende unterstützende Kraft 
der Veränderung. Sie hält Wort und 
ruft, wenn es notwendig ist, auch zu 
Protestkundgebungen auf, um den not-
wendigen Druck für die Verhandlungen 
zu erzeugen. So fordert die Belegschaft 
einen Kurswechsel sowohl am Standort 
Reutlingen ein, als auch in der Politik.

Wir werden weiter 
am Ball blieben müs-
sen, wollen wir hier am 
Standort Reutlingen und 
in Berlin ein Umdenken 
der Verantwortlichen 
erreichen. Der nächste 
Protesttag ist der 13. 
November 2010. Hier 
werden wir unsere For-
derungen nach Stuttg-
art tragen. 
 
Mit kollegialen Grüßen,
Ihr Betriebsratsvorsit-
zender und IG Metall-
Vertrauensmann
Daniel Müller

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
 
die Reaktion der Reutlinger Belegschaft 
auf all die Themen, die unseren Unmut 
schüren und die Diskussionen und den 
Ärger anhalten lassen, war beeindru-
ckend. Land auf Land ab wird gefragt, 
was da wohl in Reutlingen los ist. Wir 
meinen völlig zu Recht!
Die Reutlinger Belegschaft hat in der 
Vergangenheit einen öffentlichen Pro-
test immer nur als letzten Ausweg 
gesehen und genutzt. Das war auch im 
Oktober so. Interessant sind dazu die 
Pressestimmen und die Stellungnahmen 
von Bosch.
Wir wollen mit dieser Sonderausgabe 
die Protestaktion vom 20. Oktober 
Revue passieren lassen und sie in Ver-
bindung zu den Ereignissen stellen. 
Wer meint, einen Standort wie den 
Reutlinger still und heimlich in seinen 
grundlegenden Strukturen verändern 
und Personalabbau betreiben zu kön-
nen, hat sich getäuscht. Das können 
und das werden wir nicht einfach 
so hinnehmen.
Wir haben während der Wirtschaftskri-
se die Arbeitszeit abgesenkt, auf Entgel-
te verzichtet, um die Krise gemeinsam 
ohne Kündigungen zu meistern. Nun 
will die Reutlinger Leitung Strukturen 

verändern und dazu die Wirtschaftskri-
se nutzen, um dauerhaft Arbeitsplätze 
am Standort zu vernichten. Ihre Ent-
scheidung des Personalabbaus hat die 
Standortleitung am 24.6.2010 offiziell 
verkündet und bei den AE/P-Inforunden 
am 23. und 28.9.2010 nochmals bekräf-
tigt, in denen auch von einem angeb-
lichen Personalüberhang von 180 Mit- 
arbeiterInnen in 2011 die Rede war.
Die von der Leitung begonnene Stra-
tegie, Köpfe auf Biegen und Brechen 
abzubauen und dabei die Schuld auf ein-
zelne Beschäftigungsgruppen zu lenken, 
fordert bereits jetzt ihren Tribut. So 
sind ‚Trennungsgespräche’, die als ‚Per-
sonalgespräche’ tituliert werden, an 
der Tagesordnung. Und bezahlte Erhol-
pausen werden als Kostenfaktor des 
Standortes Reutlingen dargestellt, der 
scheinbar jegliche Investition unmöglich 
erscheinen lässt. 
Und das scheint erst der Anfang zu sein. 
Im Zeitalter der vernetzten Systeme ist 
es anscheinend zwingend notwendig, 
den Einkauf und die Qualitätssicherung 
nicht nur fachlich, nein, auch räumlich 
zu zentralisieren. Das muss auch anders 
gehen. Mehr Innovation hier einfließen 
zu lassen und die Beschäftigten besser 
in dem Prozess mitzunehmen, ist mehr 
als gerechtfertigt.
Der Hammer aber ist und bleibt, dass 
bei Bosch in Reutlingen in den näch-
sten Jahren keine Auszubildenden mehr 
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ViSdP.: Thorsten Dietter, Leiter des IG Metall-Vertrauenskörpers Bosch Reutlingen 

Aufruf an alle Beschäftigten zur 

Protestaktion
Mittwoch, 20. Oktober 2010 ab 9:45 Uhr,
Tübinger Strasse zwischen Tor 1 und 2, 
Busabfahrt Kusterdingen, Eberle, Blessoff: 9:30 Uhr 

GEGEN DEN MASSIVEN ABBAU VON        
ARBEITSPLÄTZEN AM STANDORT VON 
ROBERT BOSCH IN REUTLINGEN! 

- FÜR die Übernahme unserer Azubis!

- FÜR eine Beschäftigungsbrücke
  zwischen Jüngeren und Älteren! 

- FÜR den Verbleib der Beschäftigten im Einkauf!

- FÜR einen Stopp der Trennungsgespräche!

- FÜR den Erhalt der bezahlten Erholpausen! 

- FÜR Investitionen in neue Produktanläufe in Reutlingen! 

FÜR EINEN STANDORT MIT ZUKUNFT!

Robert Bosch GmbH 
Reutlingen

Solidaritätsadresse

Liebe Kolleginnen und Kollgen,

ich bin momentan in Afghanistan und kann daher nicht persönlich vor Ort sein. Ich möchte 
euch aber auf diesem Wege meine solidarischen Grüße zukommen lassen und euch meine 
Unterstützung zusichern.

Ich  unterstütze  euren  Kampf  gegen  Arbeitsplatzabbau  am  Standort  Reutlingen.  Ihr 
Beschäftigten habt in der Krise Einbußen hingenommen, um eure Arbeitsplätze zu sichern. 
Es ist ein Skandal, dass die Standortleitung jetzt, wo die Krise überwunden ist, Arbeitsplätze 
abbauen will und so auf dem Rücken der Beschäftigten die Gewinne steigern will. Ich finde 
es super,  dass ihr  euch von der  Bereichsleitung nicht  einwickeln  lasst:  Kämpfen ist  das 
Gebot der Stunde – das zeigt auch der Kampf der Beschäftigten in Frankreich gegen die 
Erhöhung des Renteneintrittsalters von 60 auf 62.
 
Ich wünsche euch einen guten Kampf und uns allen einen heißen Herbst, hier in Reutlingen 
und am 13.11. bei der Großdemonstration des DGB in Stuttgart: gegen die Rente mit 67, 
gegen die Kopfpauschale und die falsche Sparpolitik der Bundesregierung.

Beste Grüße

Heike Hänsel, MdB
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Tübingen, 20. Oktober 2010

__

__

Heike Hänsel
Mitglied des Deutschen Bundestages

Wahlkreisbüro:
Am Lustnauer Tor 4
72074 Tübingen

(07071) 208810
(07071) 208812

heike.haensel@wk.bundestag.de
www.heikehaensel.de

Heike Hänsel, MdB ∙ Am Lustnauer Tor 4 ∙ 72074 Tübingen

Solidaritätsbekundung

An die Reutlinger Boschkolleginnen und Kollegen 

Wir unterstützen Eure Aussage voll und ganz, wenn man bedenkt dass 
der Arbeitgeberverband von einem Fachkräftemangel von 300 
Tausend ausgeht ist es nicht nachvollziehbar die gut ausgebildeten 
Jungfacharbeiter nicht zu übernehmen. Es ist unser Pflicht für den 
Erhalt, aller Arbeits- und Ausbildungsplätze zu kämpfen. Auch den 
Erhalt der Steinkühlerpause sehen wir für richtig an, da gerade bei 
Bosch wieder sehr intensive an der Produktivitätsschraube nach oben 
gedreht wird und es immer noch keine Arbeitsplätze für Mitarbeiter 
mit  67 Jahren gibt. Was folglich den von Euch beschriebenen 
Arbeitsplatzabbau bedeuten würde. 
Fragen muss man sich schon, wo ist dass von der Boschführung oft 
gepriesene Sozialverhalten gegenüber seinen Mitarbeitern. Oder steht 
auch im Boschkonzern der Gewinn über allem. 

Wir sind mit dem Herzen bei Euch und wünschen Euch viel Erfolg, 
da ein Erfolg bei Euch immer auch einen Erfolg für die anderen 
Boschstandorte bedeutet. 

Solidarische Grüße vom Bosch Kunststoffwerk Waiblingen sendet 
Euch die VKL und der BER. 

Mit freundlichen Grüßen 
Helmut Kroner 
VKL/BER

Waiblingen, den 18.10.2010 

Solidaritätsadresse des Gesamt- und Konzernbetriebsrats (GBR/KBR) von Bosch 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

eigentlich haben wir für Reutlingen eine gute Lösung gefunden. Durch den Ausbau der Halbleiterei 

konnten wir der Rommelsbacher Belegschaft Ersatzbeschäftigung für die Schließung dieses Standortes 

anbieten, so dass niemand entlassen wurde. Keine Gelegenheit hat die Bosch-Presseabteilung 

verstreichen lassen, um sich im guten Licht in der Öffentlichkeit zu sonnen. Und wir bekamen von 

außerhalb oft zu hören: „Ja, Ihr beim Bosch, da hat die Geschäftsleitung halt noch eine soziale 

Einstellung….“ 

Die Fakten:

Mit hochflexiblen Arbeitszeiten, z.B. der Konti-Vereinbarung, haben wir in Reutlingen nicht nur die 

Kosten für das Unternehmen reduziert, sondern auch für eine hocheffiziente Anlagennutzung gesorgt. 

Im Gegenzug fordern wir jetzt auch den anderen Teil des Deals, den Teil der Geschäftsleitung ein. Und 

der besteht darin, dass  die gegebenen Zusagen auch mit realer Beschäftigung im Reutlinger Werk 

hinterlegt sind. 

Was wir erleben, ist das Gegenteil. Eine Verlagerungsdebatte nach der anderen. Die Krise wurde zum 

Vorwand genommen, um trotz aller Zusagen Beschäftigung in erheblichem Ausmaß in Frage zu stellen. 

Sich erst mit sozialem Mäntelchen ins Rampenlicht stellen – und dann die Arbeitsplätze, die einst in 

Rommelsbach waren, mit unsittlichen Methoden rigoros wegdrücken. Das lassen wir so nicht 

durchgehen! 

Falls es sich noch nicht rumgesprochen hat: Die Krise ist vorbei Sie kann nicht mehr als Ausrede für 

Personalabbau herhalten! Und wir erlauben uns lauthals auf dem Hof und in der Öffentlichkeit  – jetzt die 

gegebenen Versprechungen einzufordern:  

1. Der Reutlinger Betrieb muss einschließlich der Rommelsbacher Belegschaft ausgelastet werden – 

und dann kann es erst um zusätzliche Kapazitäten in anderen Teilen der Welt gehen. 

2. Das RtP muss für die Zukunft fit gehalten werden. Und da gehört untrennbar die Ausbildung und 

unbefristete Übernahme unserer Facharbeiter dazu. Das kann man nicht einfach mal so für ein paar 

Jährchen aussetzen. Die guten Leute bleiben dann aus – und zwar für sehr lange. Deshalb muss die 

Auslastungsplanung für das Werk die Übernahme der jungen Leute auch unter den jetzigen 

Bedingungen mit vorsehen. Auch das ist ein Teil des Handels, den die Standortleitung jetzt einlösen 

muss. 

Für diese Ziele steht Ihr heute zu Recht auf dem Hof… Für diese Ziele,  liebe Kolleginnen und Kollegen,  

gehört Euch die uneingeschränkte Solidarität des Gesamt-  und Konzernbetriebsrats  

Geben wir nicht klein bei! Stehen wir für unsere Rechte ein! 
Wir sehen uns am 13. November in Stuttgart! 

Euer Alfred Löckle (Vorsitzender GBR/KBR) 
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Solidaritätsadressen zur

Solidaritätsadresse

Liebe Kolleginnen und Kollgen,

ich bin momentan in Afghanistan und kann daher nicht persönlich vor Ort sein. Ich möchte 
euch aber auf diesem Wege meine solidarischen Grüße zukommen lassen und euch meine 
Unterstützung zusichern.

Ich  unterstütze  euren  Kampf  gegen  Arbeitsplatzabbau  am  Standort  Reutlingen.  Ihr 
Beschäftigten habt in der Krise Einbußen hingenommen, um eure Arbeitsplätze zu sichern. 
Es ist ein Skandal, dass die Standortleitung jetzt, wo die Krise überwunden ist, Arbeitsplätze 
abbauen will und so auf dem Rücken der Beschäftigten die Gewinne steigern will. Ich finde 
es super,  dass ihr  euch von der  Bereichsleitung nicht  einwickeln  lasst:  Kämpfen ist  das 
Gebot der Stunde – das zeigt auch der Kampf der Beschäftigten in Frankreich gegen die 
Erhöhung des Renteneintrittsalters von 60 auf 62.
 
Ich wünsche euch einen guten Kampf und uns allen einen heißen Herbst, hier in Reutlingen 
und am 13.11. bei der Großdemonstration des DGB in Stuttgart: gegen die Rente mit 67, 
gegen die Kopfpauschale und die falsche Sparpolitik der Bundesregierung.

Beste Grüße

Heike Hänsel, MdB
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Tübingen, 20. Oktober 2010

__

__

Heike Hänsel
Mitglied des Deutschen Bundestages

Wahlkreisbüro:
Am Lustnauer Tor 4
72074 Tübingen

(07071) 208810
(07071) 208812

heike.haensel@wk.bundestag.de
www.heikehaensel.de

Heike Hänsel, MdB ∙ Am Lustnauer Tor 4 ∙ 72074 Tübingen

Solidaritätsbekundung

An die Reutlinger Boschkolleginnen und Kollegen 

Wir unterstützen Eure Aussage voll und ganz, wenn man bedenkt dass 
der Arbeitgeberverband von einem Fachkräftemangel von 300 
Tausend ausgeht ist es nicht nachvollziehbar die gut ausgebildeten 
Jungfacharbeiter nicht zu übernehmen. Es ist unser Pflicht für den 
Erhalt, aller Arbeits- und Ausbildungsplätze zu kämpfen. Auch den 
Erhalt der Steinkühlerpause sehen wir für richtig an, da gerade bei 
Bosch wieder sehr intensive an der Produktivitätsschraube nach oben 
gedreht wird und es immer noch keine Arbeitsplätze für Mitarbeiter 
mit  67 Jahren gibt. Was folglich den von Euch beschriebenen 
Arbeitsplatzabbau bedeuten würde. 
Fragen muss man sich schon, wo ist dass von der Boschführung oft 
gepriesene Sozialverhalten gegenüber seinen Mitarbeitern. Oder steht 
auch im Boschkonzern der Gewinn über allem. 

Wir sind mit dem Herzen bei Euch und wünschen Euch viel Erfolg, 
da ein Erfolg bei Euch immer auch einen Erfolg für die anderen 
Boschstandorte bedeutet. 

Solidarische Grüße vom Bosch Kunststoffwerk Waiblingen sendet 
Euch die VKL und der BER. 

Mit freundlichen Grüßen 
Helmut Kroner 
VKL/BER

Waiblingen, den 18.10.2010 

Solidaritätsadresse des Gesamt- und Konzernbetriebsrats (GBR/KBR) von Bosch 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

eigentlich haben wir für Reutlingen eine gute Lösung gefunden. Durch den Ausbau der Halbleiterei 

konnten wir der Rommelsbacher Belegschaft Ersatzbeschäftigung für die Schließung dieses Standortes 

anbieten, so dass niemand entlassen wurde. Keine Gelegenheit hat die Bosch-Presseabteilung 

verstreichen lassen, um sich im guten Licht in der Öffentlichkeit zu sonnen. Und wir bekamen von 

außerhalb oft zu hören: „Ja, Ihr beim Bosch, da hat die Geschäftsleitung halt noch eine soziale 

Einstellung….“ 

Die Fakten:

Mit hochflexiblen Arbeitszeiten, z.B. der Konti-Vereinbarung, haben wir in Reutlingen nicht nur die 

Kosten für das Unternehmen reduziert, sondern auch für eine hocheffiziente Anlagennutzung gesorgt. 

Im Gegenzug fordern wir jetzt auch den anderen Teil des Deals, den Teil der Geschäftsleitung ein. Und 

der besteht darin, dass  die gegebenen Zusagen auch mit realer Beschäftigung im Reutlinger Werk 

hinterlegt sind. 

Was wir erleben, ist das Gegenteil. Eine Verlagerungsdebatte nach der anderen. Die Krise wurde zum 

Vorwand genommen, um trotz aller Zusagen Beschäftigung in erheblichem Ausmaß in Frage zu stellen. 

Sich erst mit sozialem Mäntelchen ins Rampenlicht stellen – und dann die Arbeitsplätze, die einst in 

Rommelsbach waren, mit unsittlichen Methoden rigoros wegdrücken. Das lassen wir so nicht 

durchgehen! 

Falls es sich noch nicht rumgesprochen hat: Die Krise ist vorbei Sie kann nicht mehr als Ausrede für 

Personalabbau herhalten! Und wir erlauben uns lauthals auf dem Hof und in der Öffentlichkeit  – jetzt die 

gegebenen Versprechungen einzufordern:  

1. Der Reutlinger Betrieb muss einschließlich der Rommelsbacher Belegschaft ausgelastet werden – 

und dann kann es erst um zusätzliche Kapazitäten in anderen Teilen der Welt gehen. 

2. Das RtP muss für die Zukunft fit gehalten werden. Und da gehört untrennbar die Ausbildung und 

unbefristete Übernahme unserer Facharbeiter dazu. Das kann man nicht einfach mal so für ein paar 

Jährchen aussetzen. Die guten Leute bleiben dann aus – und zwar für sehr lange. Deshalb muss die 

Auslastungsplanung für das Werk die Übernahme der jungen Leute auch unter den jetzigen 

Bedingungen mit vorsehen. Auch das ist ein Teil des Handels, den die Standortleitung jetzt einlösen 

muss. 

Für diese Ziele steht Ihr heute zu Recht auf dem Hof… Für diese Ziele,  liebe Kolleginnen und Kollegen,  

gehört Euch die uneingeschränkte Solidarität des Gesamt-  und Konzernbetriebsrats  

Geben wir nicht klein bei! Stehen wir für unsere Rechte ein! 
Wir sehen uns am 13. November in Stuttgart! 

Euer Alfred Löckle (Vorsitzender GBR/KBR) 

Solidaritätsadresse des Gesamt- und Konzernbetriebsrats (GBR/KBR) von Bosch 
 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

eigentlich haben wir für Reutlingen eine gute Lösung gefunden. Durch den gleichzeitigen Ausbau der 

Halbleiterei konnten wir der Rommelsbacher Belegschaft Ersatzbeschäftigung für die Schließung dieses 

Standortes anbieten, so dass niemand entlassen wurde. Keine Gelegenheit hat die Bosch-

Presseabteilung verstreichen lassen, um sich im guten Licht in der Öffentlichkeit zu sonnen. Und wir 

bekamen von außerhalb oft zu hören: „Ja, Ihr beim Bosch, da hat die Geschäftsleitung halt noch eine 

soziale Einstellung….“ 

 

Die Fakten: 

Mit hochflexiblen Arbeitszeiten, z.B. der Konti-Vereinbarung, haben wir in Reutlingen nicht nur die 

Kosten für das Unternehmen reduziert, sondern auch für eine hocheffiziente Anlagennutzung gesorgt. 

Im Gegenzug fordern wir jetzt auch den anderen Teil des Deals, den Teil der Geschäftsleitung ein. Und 

der besteht darin, dass  die gegebenen Zusagen auch mit realer Beschäftigung im Reutlinger Werk 

hinterlegt sind. 

Was wir erleben, ist das Gegenteil. Eine Verlagerungsdebatte nach der anderen. Die Krise wurde zum 

Vorwand genommen, um trotz aller Zusagen Beschäftigung in erheblichem Ausmaß in Frage zu stellen. 

Sich erst mit sozialem Mäntelchen ins Rampenlicht stellen – und dann die Arbeitsplätze, die einst in 

Rommelsbach waren, mit unsittlichen Methoden rigoros wegdrücken. Das lassen wir so nicht 

durchgehen! 
 

Falls es sich noch nicht rumgesprochen hat: Die Krise ist vorbei Sie kann nicht mehr als Ausrede für 

Personalabbau herhalten! Und wir erlauben uns lauthals auf dem Hof und in der Öffentlichkeit  – jetzt die 

gegebenen Versprechungen einzufordern:  

1. Der Reutlinger Betrieb muss einschließlich der Rommelsbacher Belegschaft ausgelastet werden – 

und dann kann es erst um zusätzliche Kapazitäten in anderen Teilen der Welt gehen. 

2. Das RtP muss für die Zukunft fit gehalten werden. Und da gehört untrennbar die Ausbildung und 

unbefristete Übernahme unserer Facharbeiter dazu. Das kann man nicht einfach mal so für ein paar 

Jährchen aussetzen. Die guten Leute bleiben dann aus – und zwar für sehr lange. Deshalb muss die 

Auslastungsplanung für das Werk die Übernahme der jungen Leute auch unter den jetzigen 

Bedingungen mit vorsehen. Auch das ist ein Teil des Handels, den die Standortleitung jetzt einlösen 

muss. 

 

Für diese Ziele steht Ihr heute zu Recht auf dem Hof… Für diese Ziele,  liebe Kolleginnen und Kollegen,  

gehört Euch die uneingeschränkte Solidarität des Gesamt-  und Konzernbetriebsrats  

Geben wir nicht klein bei! Stehen wir für unsere Rechte ein! 
Wir sehen uns am 13. November in Stuttgart! 
 

Euer Alfred Löckle (Vorsitzender GBR/KBR) 
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Protestaktion am 20.10.2010

An:
Jugend- und Auszubildendenvertretung BOSCH- Reutlingen 
und die IG Metall- Jugend am Standort Reutlingen

Solidaritätsschreiben an die Auszubildenden und die IG Metall – Jugend bei BOSCH
in Reutlingen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir als JAV von BOSCH in Feuerbach und als IG Metall – Jugend sind entsetzt über die 
Entscheidung von Fr. Peters (HRL- Rt), die Auszubildenden in Reutlingen nicht mehr zu 
übernehmen und erklären Euch daher unsere Solidarität im Kampf um die Übernahme!

Eine Studie der TNS Infratest Politikforschung vom Oktober 2010 zeigt, dass die Junge 
Generation schon seit längerem von prekären Beschäftigungsverhältnissen überproportional 
betroffen ist. Diese Entwicklung steigt auch durch Entscheidungen der Robert BOSCH
GmbH. Wir als junge Menschen bei BOSCH dürfen dies nicht zulassen! Auch wir sind ein 
Teil des Unternehmens und wollen Sicherheit und Perspektive!

Auch in Feuerbach wird es bald zu Gesprächen über die Übernahme kommen. Unsere 
Forderung wird nach fünf Jahren Zurückhaltung wieder die 100% unbefristete Übernahme 
sein. 

Die Krise ist vorbei! Die deutsche Wirtschaft wächst! Und wir steuern auf einen großen 
Fachkräftemangel in Deutschland zu! Darum unterstützen wir mit diesem Schreiben auch die 
Forderung der IG Metall- Jugend am Standort Reutlingen!
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Unternehmen dürfen nicht nur von Solidarität und Verantwortung reden, wenn der Bundespräsident 
und der Ministerpräsident eine neues Halbleiterwerk eröffnen. Sie müssen der unternehmerischen 
Verantwortung gerade dann gerecht werden, wenn es gilt, gemeinsam mit der Belegschaft den Weg 
aus der Krise zu meistern. Wir erleben hier doch einen paradoxen Effekt: Jetzt, da die Konjunktur 
wieder Fuß fasst, wo wieder überall der Fachkräftemangel beschrieben wird, jetzt werden Fachkräfte 
entlassen. Das kann und darf nicht sein. 
 
Ich kritisiere auch, dass ein Betrieb dieser Größenordnung seine Auszubildenden nicht übernimmt. 
Auch das System der betrieblichen Ausbildung beinhaltet eine feine Balance zwischen Arbeitgebern, 
Arbeitnehmern und nicht zuletzt des Staates. Diese Balance wird erschüttert, wenn die 
Auszubildenden nicht übernommen werden und sich arbeitsuchend melden müssen. Das ist das 
völlig falsche Signal an engagierte und qualifizierte junge Menschen. Es ist das falsche Signal 
angesichts der demographischen Veränderungen und angesichts des Mangels an gut ausgebildetem 
Personal.  
 
Für eure Kundgebung und die bevorstehenden Auseinandersetzungen wünsche ich viel Kraft, 
Durchhaltevermögen und viel Erfolg. 
 

Mit solidarischen Grüßen 
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Solidarität mit den Beschäftigten der Robert Bosch GmbH 
 
Liebe Beschäftigte der Robert Bosch GmbH, 
liebe Vertreter des Betriebsrates, 
liebe Vertreter der IG Metall, 
 
als Reutlinger Bundestagsabgeordnete von Bündnis 90/Die Grünen und Sprecherin für 
Arbeitnehmerrechte und als ver.di-Mitglied möchte ich einige Worte der Solidarität und 
Unterstützung an euch richten.  
 
Wieder einmal steht dieser Tage die berufliche Existenz von Beschäftigten auf dem Spiel. Die 
Geschäftsführung hat vergangene Woche bestätigt, dass bis Ende des Jahres 190 Stellen abgebaut 
werden sollen. 120 Mitarbeiter haben bereits einen Auflösungsvertrag unterschrieben. Und es 
stehen Befürchtungen im Raum, dass das Streichkonzert im kommenden Jahr weiter geht. Diese 
Nachricht trifft die Beschäftigten und deren Familien. Und es passt vor allem nicht in die politische 
Landschaft.  

Die Solidarität von Arbeitnehmern und Arbeitgebern gemeinsam die Krise zu meistern, wird hier 
einseitig aufgebrochen. In den schwersten Zeiten der Wirtschaftskrise hat das Unternehmen die 
Unterstützung des Staates gerne in Anspruch genommen. Zeitweise haben bei der Bosch GmbH 
bundesweit bis zu 100.000 Beschäftigte kurz gearbeitet. Das Kurzarbeitergeld war jedoch mehr als 
nur ein Geschenk an notleidende Betriebe und es war mehr als nur ein Arbeitslosigkeit-
Verhinderungs-Programm. Dem Kurzarbeitergeld lag die Idee gegenseitiger Hilfe zugrunde – es war 
ein Deal. Der Staat übernimmt einen Teil der Lohnkosten. Die Beschäftigten tragen ihren Teil mit und 
nehmen Einkommenseinbußen in Kauf. Sie leisten ihren Beitrag zum Überleben des Betriebes. Durch 
Arbeitszeitverkürzung wird ein Teil der Beschäftigung abgebaut ohne die Beschäftigten abzubauen, 
so war die Idee. Das hat auch für die Unternehmen handfeste Vorteile. Der Sachverstand, die 
Kompetenz, das Know-How  und nicht zuletzt die Motivation und das Engagement der Beschäftigten 
bleibt dem Betrieb erhalten. Dieses Angebot staatlicher Hilfen und die Bereitschaft der 
Arbeitnehmenden zum teilweisen Lohnverzicht ist aber keine Einbahnstraße. Die Unternehmen 
müssen ihrerseits auch den Deal einhalten und die Beschäftigung hier am Standort auch erhalten.  

„Mit allen durch die Krise“ war das Motto und dieses Motto muss weiter Bestand haben.  
 

Reutlingen, 20.10.2009

An die Beschäftigten der Robert Bosch GmbH am 
Standort Reutlingen 

Lieber Wulf, lieber Thorsten!

Ich wollte Euch nur wissen lassen, dass wir Euch hier bei Modine Pliezhausen für die Durchsetzung 
Eurer berechtigten Forderungen alle Daumen drücken, dass wir uns absolut solidarisch mit Euch und 
Eurer Belegschaft erklären, und dass wir Euch auf dem Weg dahin im Rahmen unserer Möglichkeiten 
- ähnlich wie heute - selbstverständlich weiter unterstützen werden! 

Denn Euer Kampf ist auch unser Kampf! Es geht schließlich um Gerechtigkeit für uns alle! Leider 
mussten wir bei Modine dieses Jahr auch bereits ähnliche Diskussionen führen - Nur dank unseres 
entschiedenen Widerstandes konnte bislang Schlimmeres verhindert werden! Aber der Kampf ist auch 
bei uns noch längst nicht vorüber: Es scheint so, als ob es die Arbeitgeber wissen wollten....

Umso wichtiger erscheint es uns, dass alle Metallerinnen und Metaller in dieser Sache Einigkeit 
zeigen, und Seite an Seite stehen, um den Arbeitgebern klar zu machen, dass es so nicht geht! 

In diesem Sinne wünschen wir Euch viel Kraft und Durchhaltevermögen! Wir sind bei Euch!        

Glück auf!                                            

Betriebsrat, VK und Belegschaft
MODINE Pliezhausen GmbH
                                                    

PS: Eure Aktion heute war super! Gut organisiert, Super Redebeiträge und die Trommel hat zusätzlich 
für die richtige Stimmung gesorgt! Nur die Technik (mit den Mikros) und das Wetter hat leider nicht so 
ganz mitgespielt....

Liebe Grüße an Alle,

Birgit.
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Generation schon seit längerem von prekären Beschäftigungsverhältnissen überproportional 
betroffen ist. Diese Entwicklung steigt auch durch Entscheidungen der Robert BOSCH
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aus der Krise zu meistern. Wir erleben hier doch einen paradoxen Effekt: Jetzt, da die Konjunktur 
wieder Fuß fasst, wo wieder überall der Fachkräftemangel beschrieben wird, jetzt werden Fachkräfte 
entlassen. Das kann und darf nicht sein. 
 
Ich kritisiere auch, dass ein Betrieb dieser Größenordnung seine Auszubildenden nicht übernimmt. 
Auch das System der betrieblichen Ausbildung beinhaltet eine feine Balance zwischen Arbeitgebern, 
Arbeitnehmern und nicht zuletzt des Staates. Diese Balance wird erschüttert, wenn die 
Auszubildenden nicht übernommen werden und sich arbeitsuchend melden müssen. Das ist das 
völlig falsche Signal an engagierte und qualifizierte junge Menschen. Es ist das falsche Signal 
angesichts der demographischen Veränderungen und angesichts des Mangels an gut ausgebildetem 
Personal.  
 
Für eure Kundgebung und die bevorstehenden Auseinandersetzungen wünsche ich viel Kraft, 
Durchhaltevermögen und viel Erfolg. 
 

Mit solidarischen Grüßen 

 

Beate Müller-Gemmeke 
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Solidarität mit den Beschäftigten der Robert Bosch GmbH 
 
Liebe Beschäftigte der Robert Bosch GmbH, 
liebe Vertreter des Betriebsrates, 
liebe Vertreter der IG Metall, 
 
als Reutlinger Bundestagsabgeordnete von Bündnis 90/Die Grünen und Sprecherin für 
Arbeitnehmerrechte und als ver.di-Mitglied möchte ich einige Worte der Solidarität und 
Unterstützung an euch richten.  
 
Wieder einmal steht dieser Tage die berufliche Existenz von Beschäftigten auf dem Spiel. Die 
Geschäftsführung hat vergangene Woche bestätigt, dass bis Ende des Jahres 190 Stellen abgebaut 
werden sollen. 120 Mitarbeiter haben bereits einen Auflösungsvertrag unterschrieben. Und es 
stehen Befürchtungen im Raum, dass das Streichkonzert im kommenden Jahr weiter geht. Diese 
Nachricht trifft die Beschäftigten und deren Familien. Und es passt vor allem nicht in die politische 
Landschaft.  

Die Solidarität von Arbeitnehmern und Arbeitgebern gemeinsam die Krise zu meistern, wird hier 
einseitig aufgebrochen. In den schwersten Zeiten der Wirtschaftskrise hat das Unternehmen die 
Unterstützung des Staates gerne in Anspruch genommen. Zeitweise haben bei der Bosch GmbH 
bundesweit bis zu 100.000 Beschäftigte kurz gearbeitet. Das Kurzarbeitergeld war jedoch mehr als 
nur ein Geschenk an notleidende Betriebe und es war mehr als nur ein Arbeitslosigkeit-
Verhinderungs-Programm. Dem Kurzarbeitergeld lag die Idee gegenseitiger Hilfe zugrunde – es war 
ein Deal. Der Staat übernimmt einen Teil der Lohnkosten. Die Beschäftigten tragen ihren Teil mit und 
nehmen Einkommenseinbußen in Kauf. Sie leisten ihren Beitrag zum Überleben des Betriebes. Durch 
Arbeitszeitverkürzung wird ein Teil der Beschäftigung abgebaut ohne die Beschäftigten abzubauen, 
so war die Idee. Das hat auch für die Unternehmen handfeste Vorteile. Der Sachverstand, die 
Kompetenz, das Know-How  und nicht zuletzt die Motivation und das Engagement der Beschäftigten 
bleibt dem Betrieb erhalten. Dieses Angebot staatlicher Hilfen und die Bereitschaft der 
Arbeitnehmenden zum teilweisen Lohnverzicht ist aber keine Einbahnstraße. Die Unternehmen 
müssen ihrerseits auch den Deal einhalten und die Beschäftigung hier am Standort auch erhalten.  

„Mit allen durch die Krise“ war das Motto und dieses Motto muss weiter Bestand haben.  
 

Reutlingen, 20.10.2009

An die Beschäftigten der Robert Bosch GmbH am 
Standort Reutlingen 

Lieber Wulf, lieber Thorsten!

Ich wollte Euch nur wissen lassen, dass wir Euch hier bei Modine Pliezhausen für die Durchsetzung 
Eurer berechtigten Forderungen alle Daumen drücken, dass wir uns absolut solidarisch mit Euch und 
Eurer Belegschaft erklären, und dass wir Euch auf dem Weg dahin im Rahmen unserer Möglichkeiten 
- ähnlich wie heute - selbstverständlich weiter unterstützen werden! 

Denn Euer Kampf ist auch unser Kampf! Es geht schließlich um Gerechtigkeit für uns alle! Leider 
mussten wir bei Modine dieses Jahr auch bereits ähnliche Diskussionen führen - Nur dank unseres 
entschiedenen Widerstandes konnte bislang Schlimmeres verhindert werden! Aber der Kampf ist auch 
bei uns noch längst nicht vorüber: Es scheint so, als ob es die Arbeitgeber wissen wollten....

Umso wichtiger erscheint es uns, dass alle Metallerinnen und Metaller in dieser Sache Einigkeit 
zeigen, und Seite an Seite stehen, um den Arbeitgebern klar zu machen, dass es so nicht geht! 

In diesem Sinne wünschen wir Euch viel Kraft und Durchhaltevermögen! Wir sind bei Euch!        

Glück auf!                                            

Betriebsrat, VK und Belegschaft
MODINE Pliezhausen GmbH
                                                    

PS: Eure Aktion heute war super! Gut organisiert, Super Redebeiträge und die Trommel hat zusätzlich 
für die richtige Stimmung gesorgt! Nur die Technik (mit den Mikros) und das Wetter hat leider nicht so 
ganz mitgespielt....

Liebe Grüße an Alle,

Birgit.

 





































 

An:
Jugend- und Auszubildendenvertretung BOSCH- Reutlingen 
und die IG Metall- Jugend am Standort Reutlingen

Solidaritätsschreiben an die Auszubildenden und die IG Metall – Jugend bei BOSCH
in Reutlingen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir als JAV von BOSCH in Feuerbach und als IG Metall – Jugend sind entsetzt über die 
Entscheidung von Fr. Peters (HRL- Rt), die Auszubildenden in Reutlingen nicht mehr zu 
übernehmen und erklären Euch daher unsere Solidarität im Kampf um die Übernahme!

Eine Studie der TNS Infratest Politikforschung vom Oktober 2010 zeigt, dass die Junge 
Generation schon seit längerem von prekären Beschäftigungsverhältnissen überproportional 
betroffen ist. Diese Entwicklung steigt auch durch Entscheidungen der Robert BOSCH
GmbH. Wir als junge Menschen bei BOSCH dürfen dies nicht zulassen! Auch wir sind ein 
Teil des Unternehmens und wollen Sicherheit und Perspektive!

Auch in Feuerbach wird es bald zu Gesprächen über die Übernahme kommen. Unsere 
Forderung wird nach fünf Jahren Zurückhaltung wieder die 100% unbefristete Übernahme 
sein. 

Die Krise ist vorbei! Die deutsche Wirtschaft wächst! Und wir steuern auf einen großen 
Fachkräftemangel in Deutschland zu! Darum unterstützen wir mit diesem Schreiben auch die 
Forderung der IG Metall- Jugend am Standort Reutlingen!

Übernahme, Förderung und Perspektive für unseren Nachwuchs bei BOSCH!

Wir wünschen Euch und euren Auszubildenden bei BOSCH in Reutlingen alles Gute für die 
laufende Auseinandersetzung und viel Standfestigkeit!

Mit solidarischen Grüßen

Jugend- und Auszubildendenvertretung BOSCH- Feuerbach (JAV-Fe)
IG Metall- Jugend bei BOSCH in Feuerbach

1

__

__

Unternehmen dürfen nicht nur von Solidarität und Verantwortung reden, wenn der Bundespräsident 
und der Ministerpräsident eine neues Halbleiterwerk eröffnen. Sie müssen der unternehmerischen 
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Sehr geehrte Damen und Herren,

wir fordern Sie auf, den Personalabbau 
hier an unserem Standort zu stoppen!
Weder die Abrufsituation noch die 
wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens rechtfertigt diesen.

Ihr einseitig eingeschlager Weg ist ein 
Schlag ins Gesicht von uns Arbeit-
nehmern.

Wir haben auf Entgelte verzichtet, um 
„gemeinsam mit allen durch die Krise“ 
zu gehen.

Jetzt, nachdem die Krise wieder vorbei 
ist, haben Sie die Pflicht, Beschäftigung 
hier in Reutlingen anzubieten. 

Wir fordern daher Perspektiven für 
alle Beschäftigten am Standort Reut-
lingen.

Resolution, beschlossen bei der 
Protestaktion am 20. Oktober 2010

Ersetzen Sie die Fluktuation in den 
Werkstätten und Abteilungen!
Nehmen Sie die Vorschläge der 
Beschäftigten und des Betriebsrates 
ernst und setzten Sie diese um!

Daher fordern wir:

- Unbefristete Übernahmen und Per-
spektiven für die Jugend im Unter-
nehmen und am Standort Reutlin-
gen.

- Den Erhalt der bezahlten Erhol-
pausen

- Eine faire Umsetzung der Ein-
kaufszentralisierung im Sinne der 
Beschäftigten.

Auch Bosch hat die soziale und gesell-
schaftliche Verantwortung. Diese for-
dern wir hiermit ein.

Treten Sie mit uns in Verhandlungen, 
nehmen Sie unsere Forderungen ernst, 
denn wir werden für unsere Interes-
sen kämpfen und haben dabei einen 
langen Atem.

Im Auftrag der Belegschaft

Thorsten Dietter Daniel Müller
IG Metall VK Leiter Betriebsrats-
 vorsitzender 

Reutlingen, 20.10.2010 

Wirtschaftswachstum – Deutsche Unternehmen wollen im nächsten Jahr 300 000 neue Arbeitsplätze schaffen

Job-Motor springt an
BERLIN/REUTLINGEN. Die deutsche
Wirtschaft will im Aufschwung mindes-
tens 300 000 neue Jobs schaffen. Auch
die Bundesregierung teilt die Euphorie.
Sie wird für das laufende Jahr ihre Kon-
junkturprognose mehr als verdoppeln.
»Die wirtschaftliche Lage ist besser als
wir sie erwartet hatten«, sagte Kanzlerin
Angela Merkel.

Die Regierung hebt ihre Schätzung für
das Wirtschaftswachstum 2010 von 1,4

auf 3,4 Prozent an. Für 2011 wird die
Prognose von 1,6 auf 1,8 Prozent erhöht.
Der Bund wird dank des Aufschwungs
nach Angaben von Merkel weniger neue
Schulden machen als befürchtet. Die
Neuverschuldung dürfte 2010 bei etwas
mehr als 50 Milliarden Euro liegen. Auf
dem Höhepunkt der Krise war mit 80
Milliarden Euro gerechnet worden. Die
Arbeitslosigkeit könne in diesem Jahr
unter drei Millionen sinken. »Der Ar-

beitsmarkt ist für die Psychologie des
Landes sehr wichtig«, sagte Merkel.

Der DIHK erwartet im laufenden Jahr
ein Wachstum von 3,4 Prozent. Allein in
der Gesundheitsbranche wollten die Ar-
beitgeber im nächsten Jahr Zehntausen-
de neue Mitarbeiter einstellen. »Der
stärkste Beschäftigungsimpuls kommt
von mittelständischen Unternehmen«,
sagte Verbandsmanager Wansleben.

Auch in der Region Neckar-Alb ste-

hen die Zeichen auf Aufschwung. »Der
Aufschwung erreicht immer mehr Unter-
nehmen und das über alle Branchen«,
sagt IHK-Präsident Christian Erbe. Die
verbesserte Konjunktur wird nach IHK-
Einschätzung auch auf den Arbeitsmarkt
durchschlagen. Inzwischen plant ein
Viertel der Betriebe den Personalbestand
zu erhöhen. Vor allem Gastgewerbe,
Dienstleistungen und Industrie wollen
einstellen. (dpa/GEA) Seiten 3 und 33

Hartz-IV-Empfängern um 20 Euro. Die
Präsidentin des Sozialverbands VdK, Ul-
rike Mascher, vermisste ein tragfähiges
Konzept zur Armutsbekämpfung: »Es
wird weiterhin so sein, dass arme Kinder
ausgegrenzt werden.« Caritas-Präsident
Peter Neher mahnte: »Das geplante Bil-
dungs- und Teilhabepaket muss Kinder
aus armen Familien erreichen und diskri-
minierungsfrei gestaltet werden.« Arbeit-
geberpräsident Dieter Hundt kritisierte,
es bleibe beim Fehlanreiz, dass Hartz-IV-
Empfänger sich in staatlicher Grundsi-
cherung einrichten. (dpa) Seite 3

Hartz IV – Arbeitsministerin verteidigt Erhöhung des Regelsatzes. SPD will Pläne im
Bundesrat und Bundestag ablehnen. VdK vermisst Konzept zur Armutsbekämpfung

Reform nimmt die erste Hürde
BERLIN. Nach wochenlangen Debatten
hat die Bundesregierung die Hartz-IV-Re-
form auf den Weg gebracht. Um 5 Euro
soll der Regelsatz für Langzeitarbeitslose
auf 364 Euro monatlich steigen. Die gut
1,7 Millionen Kinder der Hartz-IV-Bezie-
her sollen von mehr Bildungsförderung
profitieren.

Ungeachtet des Appells von Bundes-
arbeitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU), die Reform nicht zu blockieren,
stellte sich SPD-Chef Sigmar Gabriel um-
gehend quer. Die SPD werde die vorge-
legten Pläne in Bundesrat und Bundestag

ablehnen, kündigte er an. »Wir wollen
bessere Bildung für alle Kinder.«

Damit ist eine Kompromisssuche im
Vermittlungsausschuss von Bundesrat
und Bundestag vorgezeichnet. Von der
Leyen betonte, die vom Bundesverfas-
sungsgericht gesetzte Frist bis Jahresen-
de müsse eingehalten werden. »Ich wer-
de deshalb die Oppositionsparteien, aber
auch die Länder einladen«, kündigte die
Ministerin an.

Sie verteidigte die Erhöhung des Re-
gelsatzes um 5 Euro und die Steigerung
des möglichen Hinzuverdienstes von

Gewerkschaften – Aktion
gegen »unsoziale Politik«

Arbeitnehmer
protestieren

REUTLINGEN/ULM. Tausende Mitglie-
der der Gewerkschaften IG Metall und
Verdi haben gestern in Baden-Württem-
berg gegen die aus ihrer Sicht unsoziale
Politik der Bundesregierung protestiert.
Vor dem Bosch-Werk in Reutlingen de-
monstrierten knapp 2 000 Menschen zu-
dem gegen den vorgesehenen Abbau von
190 Arbeitsplätzen und die angekündig-
ten Verlagerungen von 160 Stellen nach
Stuttgart sowie für die unbefristete Über-
nahme von Auszubildenden und den Er-
halt von Erholzeiten. IG-Metall-Bezirks-
leiter Jörg Hofmann kritisierte in Ulm das
Sparpaket der Bundesregierung. In Ess-
lingen sprach sich der Chef des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes, Michael
Sommer, gegen Leiharbeit und die Rente
mit 67 aus. (GEA) Seite 31Knapp 2 000 Arbeitnehmer nahmen am Mittwoch bei einer Protestaktion vor dem Bosch-Werk in Reutlingen teil. FOTO: TRINKHAUS

Fifa suspendiert sechs
Top-Funktionäre

ZÜRICH. Mit bitterer Miene gestand Jo-
seph Blatter die tiefe Vertrauenskrise des
Fußball-Weltverbands Fifa ein. »Es ist
ein trauriger Tag für den Fußball«, be-
kannte der Fifa-Chef, nachdem die Ethik-
Kommission am Mittwoch gleich sechs
Top-Funktionäre wegen schwerer Kor-
ruptionsvorwürfe suspendiert hatte. An
der Spitze der Verdächtigen: die Exeku-
tivkomitee-Mitglieder Amos Adamu aus
Nigeria und Reynald Temarii aus Tahiti.
Beide sollen bereit gewesen sein, ihre
Stimmen bei der Vergabe der Weltmeis-
terschaften 2018 und 2022 zu verkaufen
und konnten bei einer Anhörung in Zü-
rich die Beschuldigungen offenbar nicht
entkräften. (dpa) Seite 28
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Nach Auflösung von Nebel
wird es örtlich ziemlich sonnig.

Häufig recht freundlich

Heute:

Sonne und Wolken wechseln
sich ab. Es bleib meist trocken.
Morgen:

Seite 18

Lebensmittel – Aigner will
klare Kalorienangaben

Mehr Schutz für
Verbraucher

BERLIN. Bundesverbraucherministerin
Ilse Aigner (CSU) will mehr Klarheit bei
Kalorienangaben. Auf Lebensmittelver-
packungen soll die Wirtschaft freiwillig
die Kalorienzahl deutlicher als bisher an-
geben. »Deshalb sollen sich die Angaben
künftig auf die Packung beziehen«, sagte

Aigner in Berlin. Bislang geben die Her-
steller die Kalorien bei dem freiwilligen
Modell pro Portion an. Die Portionsgröße
entspricht aber zum Beispiel bei einer
Pizza nicht immer dem ganzen Stück,
sondern nur einem Teil. An der geplan-
ten Internet-Liste für Etikettenschwindel
will Aigner trotz Kritik des Koalitions-
partner FDP und der Wirtschaft festhal-
ten. Die FDP warnt vor einem »Internet-
Pranger«, die Wirtschaft hat rechtliche
Bedenken. Nach Aigners Plänen sollen
Verbraucher die Namen von Produkten
auf einer Internetseite angeben können,
die aus ihrer Sicht irreführend sind oder
täuschen. Im März 2011 soll ein Test in
Hessen starten. (dpa)
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42. Veranstaltung
Lottozahlen: 1 - 7 - 15 - 19 - 22 - 33
Zusatzzahl: 9;  Superzahl: 0
Spiel 77: 1 1 6 6 4 1 8
Super 6: 4 1 2 1 1 6 (Ohne Gewähr)
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Friedenstage gegen Krisen

METZINGEN. Der Krisenherd
Afghanistan ist Schwerpunkt-
thema der zehn Metzinger Frie-
denstage. Sie haben in 30 Jah-
ren bei vielen Menschen Gewis-
sen und Verantwortung ge-
schärft. Seite 16

Abschied vom Atelier

BAD URACH. Der Künstler Mar-
tin Bürck muss sein Atelier in
der alten Spinnerei Gross räu-
men. Mit einer Ausstellung in ei-
nem der Fabriksäle und mit Kon-
zerten lädt er am Wochenende
zur Finissage ein. Seite 25

Revier auf Raten

MÜNSINGEN. Das Polizeirevier
in Münsingen wird auf Raten
gebaut. Erst kam ein Erweite-
rungsbau. Dann musste der Alt-
bau abgerissen werden, an des-
sen Stelle nun ein Ersatzgebäu-
de entsteht. Seite 19

100 Jahre Berufsschule

TÜBINGEN. Mit freiwilligem
Sonntags-Unterricht ging’s 1827
los, 1910 wurde die Gewerbli-
che Schule gegründet. Hundert
Jahre später unterrichten 150
Lehrer in Tübingen 2 700 Schü-
ler. Seite 23

Hoher Nutzen

REUTLINGEN/TÜBINGEN. Die
»Eintrittskarte für die Förderfä-
higkeit« hat man in der Hand.
Die Standardisierte Bewertung
bescheinigt dem Stadtbahnpro-
jekt einen hohen volkswirt-
schaftlichen Nutzen. Seite 9

SPORT

Staudt macht Druck

STUTTGART. Vor dem heuti-
gen Europa-League-Spiel des
VfB Stuttgart gegen den FC Ge-
tafe erhöht Präsident Erwin
Staudt den Druck auf die Spie-
ler: »Wir werden alles genau be-
obachten.« Seite 27

Fauler Kompromiss

REUTLINGEN. Auf dem DFB-
Bundestag soll die Zahl der Fuß-
ball-Regionalliga-Staffeln von
drei auf fünf ausgeweitet wer-
den. »Das ist ein fauler Kompro-
miss«, sagt SSV-Spielleiter Mar-
tin Göggelmann. Seite 28

Schalke gewinnt

GELSENKIRCHEN. Der FC
Schalke 04 hat das Champions-
League-Gruppenspiel gegen Ha-
poel Tel Aviv 3:1 (1:0) gewon-
nen. Ein Remis erreichte Wer-
der Bremen: 1:1 (0:0) bei Twen-
te Enschede. Seite 27
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Hamburg International stellt Insolvenzantrag
HAMBURG. Die Fluggesell-
schaft Hamburg International
hat am Dienstag beim Amtsge-
richt Hamburg Insolvenzantrag
gestellt. Bislang sei es gelungen,
alle Passagiere an ihre Ziele zu
bringen, teilte die Hamburg In-
ternational Luftverkehrsgesell-
schaft mbH + Co. Betriebs KG
in Hamburg mit. Die 1998 in

Hamburg gegründete Charter-
fluggesellschaft beschäftigt
rund 320 Mitarbeiter und be-
treibt eine Flotte von acht ge-
leasten Airbus A319 und einer
Boeing 737. Im vergangenen
Jahr flogen 875 000 Passagiere
mit der Airline, der Umsatz be-
trug 130 Millionen Euro. Das
Amtsgericht Hamburg bestellte

Sven-Holger Undritz aus der So-
zietät White & Case zum vorläu-
figen Insolvenzverwalter. Be-
gonnene Gespräche mit mögli-
chen Investoren sollen fortge-
setzt werden. Die Löhne und
Gehälter der Mitarbeiter sind
durch die Agentur für Arbeit für
maximal drei Monate gesichert,
so Unternehmen. (dpa)

der Vergangenheit hohe Verluste mit
Smart eingefahren. Winkler ist sich si-
cher: »Es gibt so gut wie kein Auto, das
für die Elektrifizierung so geeignet ist,
wie der Smart.« Und es ist kein Geheim-
nis, dass Daimler mit diesem Auto den
CO2-Ausstoß der gesamten Flotte kräftig
nach unten drückt. Was in den 70er-Jah-
ren schon Vision war, wird jetzt ver-
stärkt umgesetzt. Wie viele Elektroautos
es in 2020 geben wird, weiß heute kei-
ner. Die Prognose von BMW-Chef Reit-
hofer für sein eigenes Haus zeigt dies
deutlich: »Fünf bis 15 Prozent der neu
hergestellten Wagen werden reine Elek-
trofahrzeuge sein.« Er ließ durchblicken,
dass dies auch etwas davon abhängt, in
welchem Ausmaß die öffentliche Hand
dieses Fahrzeug fördert.

Sciene-fiction wird wahr

Auch an anderen Stellen wird evi-
dent, dass das, was einst Sience-fiction
war, Stück für Stück Realität wird. Kom-
munikation wird groß geschrieben. Das
Auto der nahen Zukunft wird ein rollen-
der Computer sein. Auch dem Thema Si-
cherheit wird, weil Kunden das so wün-
schen, mehr Rechnung getragen. Nickt
ein Autofahrer am Steuer ein, dürfte bald
das Auto ohne ihn sicher an den Rand
der Straße fahren. Keine 14 Tage ist es
her, als in Braunschweig ein Auto führer-
los durch die Stadt fuhr.

Die zahlreich anwesenden Kfz-Händ-

Automobilwirtschaft – Expertentagung in Nürtingen. Angebot fächert sich auf. Händler vor großer Herausforderung

Elektroautos werden Großstädte erobern
Chinesen wollen bis 2020 eine Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes um weitere 30
Prozent, bezogen auf das Jahr 2008.«

Urbanisierung war ein Schlagwort,
dem alle Redner große Bedeutung bei-
messen. In 2020 werden 50 Prozent der
Weltbevölkerung in Großstädten leben.
Vor allem hier werden dem Elektroauto
große Chancen eingeräumt. BMW hat
seit 2009 600 Testfahrzeuge (Mini) auf
den Straßen. Eine Testflotte kam hinzu.
Ab 2013 gibt es das E-Auto als Serien-

BMW-Chef Norbert
Reithofer: Das E-
Auto in Serie kommt
2013.
FOTO: DPA

ler werden es mit Genugtuung aufge-
nommen haben, als Klingler von der
Notwendigkeit ordentlicher Erträge im
Handel sprach. Es ist kein Geheimniss,
dass die großen Autohersteller in der Kri-
se das eine oder andere Haus vor dem
Kollaps bewahrt haben. VW werde wei-
terhin – Daimler ist der Gegensatz – auf
den unabhängigen Vertrieb setzen. Für
den Handel bleiben die Herausforderun-
gen enorm. Kommunikation (Internet)
vor dem Hintergrund der gut informier-

Annette Winkler:
Mit dem Smart war
Daimler der Zeit vo-
raus.
FOTO: DPA

VON FRANZ PFLUGER

NÜRTINGEN. Die Grundstimmung ist
gut, vielleicht bedarf der hie und da
überbordende Optimismus sogar einer
gewissen Dämpfung, meinte Professor
Willi Diez, Direktor des Instituts für Au-
tomobilwirtschaft an der Hochschule
Nürtingen, beim 11. Tag der Automobil-
wirtschaft in Nürtingen. Er sprach von
einem historischen Jahr 2010 für die Au-
toindustrie. Zum ersten Mal werden in
China mehr Autos gefertigt als in West-
europa einerseits und USA (incl. Kanada
und Mexiko) andererseits. Hinzu
kommt: Deutsche Hersteller fertigen
2010 mit sechs Millionen Fahrzeuge zum
ersten Mal mehr Autos im Ausland als im
Inland. Diez rechnet mit einem länger
anhaltenden Aufschwung der Branche.
Der Weltautomarkt werde von 54,3 Mil-
lionen Fahrzeugen 2010 auf gut 74 Mil-
lionen 2020 steigen.

BMW-Vorstandsvorsitzender Norbert
Reithofer und VW-Vertriebsvorstand
Christian Klingler machten in ihren Bei-
trägen vor circa 500 Teilnehmern deut-
lich, wohin die Reise geht. Effiziente An-
triebssysteme, Mobilität in den Ballungs-
zentren, Nachhaltigkeit in der Fertigung
und Vernetzung (Kommunikation) treibt
die Konzerne alle mehr oder weniger
um. Den Autoherstellern ist auch klar,
dass es im Hinblick auf die Umweltpoli-
tik keinen Stillstand bei der Regulierung
geben wird. Reithofer: »Die USA und die

fahrzeug, versprach Reithofer. Bei den
Kleinfahrzeugen werden die Karosserien
künftig aus Carbon sein. Damit wird bei-
spielsweise das hohe Gewicht der Batte-
rien ausgeglichen.

Annette Winkler, seit Kurzem bei
Daimler zuständig für die Marke Smart,
sieht in der Gegenwart das ideale Umfeld
für den Kleinwagen. »Wenn man es nicht
erfunden hätte, man müsste es jetzt tun.
Wir waren mit diesem Auto der Zeit ein-
fach voraus.« Bekanntlich hat Daimler in

ten Kundschaft ist ganz wichtig. Auf die
demografische Entwicklung sowie auch
eine gewisse Feminisierung (der Mann
entscheidet, nachdem ihm die Frau ge-
sagt hat, was man kauft) müsse berück-
sichtigt werden. Für Klingler ist es eine
Selbstverständlichkeit, dass im Zeitalter
der Globalisierung VW im Ausland pro-
duziert und den regionalen Gegebenhei-
ten und damit den Kundenwünschen
Rechnung trägt. Er sieht Volkswagen gut
aufgestellt. (GEA)

Brasilianer kaufen Burger King
NEW YORK/MIAMI. Burger
King hat einen neuen Besitzer:
Die Nummer zwei der Buletten-
Brater ist nun fest in den Hän-
den eines Finanzinvestors. Für
4,0 Milliarden Dollar inklusive
Schulden schlug die Beteili-
gungsgesellschaft 3G Partners
zu und verkündete den Ab-
schluss der Übernahme. Burger

King steht wie nur wenige ande-
re für den »American way of
life«. Hinter 3G Partners stehen
allerdings mehrere wohlhaben-
de Brasilianer. Unter ihnen ist
Milliardär Jorge Paulo Lemann,
Nummer 48 auf der Forbes-Liste
der Superreichen mit einem ge-
schätzten Vermögen von 11,5
Milliarden US-Dollar. (dpa)

IN KÜRZE
Audi knackt Millionengrenze
INGOLSTADT. Mehr als 20 Jahre nach
den ersten Aktivitäten in China hat der
Autohersteller Audi beim Absatz die Mil-
lionengrenze geknackt. Der millionste
Audi sei an einen Kunden aus der Indus-
triestadt Changchun übergeben worden,
teilte Audi am Mittwoch in Ingolstadt
mit. (dpa)

BASF rechnet mit Spitzenjahr
LUDWIGSHAFEN. Der Chemiekonzern
BASF hat Umsatz und Ergebnis im drit-
ten Quartal gesteigert und rechnet jetzt
mit einem Spitzenjahr. Im dritten Quar-
tal kletterte der Umsatz um 23 Prozent
auf 15,8 Milliarden Euro. Das Ergebnis
vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen
kletterte um 122 Prozent auf 2,15 Milliar-
den Euro. (dpa)

Bolten legt Amt bei
Morgenstern nieder

HAMBURG/REUTLINGEN. Der Chef
von Sharp Deutschland, Frank Bolten,
50, hat das Unternehmen mit sofortiger
Wirkung verlassen. Bolten, seit sechs
Jahren für das Geschäft in Deutschland
und Österreich zuständig, sei aufgrund
unterschiedlicher Auffassungen über die
strategische Ausrichtung des Unterneh-
mens in der Unterhaltungselektronik ge-
gangen, teilte Sharp am Mittwoch mit.
Ein Nachfolger steht noch nicht fest.

Bolten hat mit sofortiger Wirkung
auch sein Amt als Aufsichtsratsmitglied
bei der Reutlinger Morgenstern AG nie-
dergelegt. Dies teilte Robin Morgenstern,
Vorstandsvorsitzender der Morgenstern
AG, auf Anfrage des GEA mit. »Für uns
war das nicht vorhersehbar«, sagte Mor-
genstern. Der japanische Sharp-Konzern
ist über seine Deutschland-Tochter seit
2003 mit 30 Prozent an der Morgenstern
AG beteiligt und daher im Aufsichtsrat
der Reutlinger Firma vertreten. Die Mor-
genstern-Gruppe mit 200 Mitarbeitern ist
auf Dokumentenausgabe (Scannen, Dru-
cken, Kopieren und Faxen) und Doku-
mentenmanagement (Archivieren und
Wiederfinden) spezialisiert. (dpa/rog)

Auto – Deutscher Konzern
verhandelt mit Russen

VW will mit Gaz
kooperieren

MOSKAU. Der deutsche Volkswagen-
Konzern peilt eine Zusammenarbeit mit
dem russischen Autobauer Gaz an. An-
gedacht ist die gemeinsame Montage von
VW-Modellen in den Gaz-Betrieben, da
die Produktionskapazität im VW-Werk
in Kaluga bei Moskau offenbar nicht aus-
reicht. »Wir sind in engem Kontakt mit
der russischen Regierung, um die beste
Lösung zu finden und unsere strategi-
schen Ziele zu erfüllen«, teilte die russi-
sche VW-Tochter Volkswagen Group
Rus am Mittwoch der Nachrichtenagen-
tur dpa in Moskau mit. Details zu der an-
gedachten Kooperation nannte VW
Group Rus aber nicht. Die Gespräche mit
Gaz seien noch nicht abgeschlossen,
hieß es zur Begründung.

Die Verhandlungen stünden kurz vor
dem Abschluss, hatte der Chef des russi-
schen Konzerns, Bo Andersson, vor Kur-
zem dem staatlichen TV-Sender »Russia
Today« gesagt. »Ich denke, dass wir in-
nerhalb eines Monats Vollzug melden
können.« Volkswagen Group Rus bestä-
tigte der Internetzeitung »gazeta.ru«,
dass bis Jahresende mit einem Ergebnis
zu rechnen sei – »positiv oder negativ«.
Anfang September hatte VW-Chef Martin
Winterkorn bei einem Treffen mit dem
russischen Regierungschef Wladimir Pu-
tin in Moskau eine mögliche Kooperation
mit Gaz in Aussicht gestellt.

Das Projekt mit Gaz hänge aber von
der Entscheidung des russischen Kabi-
netts über die Zukunft der Automobilin-
dustrie im größten Land der Erde ab, teil-
te die russische VW-Tochter mit. Die »Fi-
nancial Times« berichtete am Mittwoch
unter Berufung auf nicht genannte Quel-
len, der Wolfsburger Konzern verhandle
mit dem russischen Autobauer über die
Montage von bis zu 150 000 Wagen im
Jahr im Gaz-Werk in der Wolga-Stadt
Nischni Nowgorod. Dabei gehe es um
Personenwagen und leichte Nutzfahr-
zeuge der Kernmarke VW sowie Wagen
der tschechischen Konzerntochter Sko-
da. Gaz gehört zum Imperium des Oli-
garchen Oleg Deripaska. (dpa)

Weitere Fotos von der Protestkundge-
bung beim Bosch-Werk in Reutlingen
finden Sie bei GEA-Online im Internet.

www.gea.de

MEHR BILDER ONLINE

Arbeitnehmer – Knapp 2 000 Menschen kämpfen um die Höhe und die Qualität von Beschäftigung in Reutlingen

Heftiger Protest vor dem Bosch-Werk
VON UWE ROGOWSKI

REUTLINGEN. Zum Auftakt der Aktions-
tage der Industriegewerkschaft (IG) Me-
tall Baden-Württemberg versammelten
sich am Mittwoch knapp 2 000 Arbeit-
nehmer mehrerer Unternehmen aus den
Kreisen Reutlingen und Tübingen vor
dem Reutlinger Bosch-Werk. Sie protes-
tierten zum einen generell gegen die ih-
rer Einschätzung nach unsoziale Politik
der Bundesregierung. Redner, darunter
der Betriebsratsvorsitzende von Bosch in
Reutlingen, Daniel Müller, sprachen sich
gegen die Zunahme befristeter Stellen,
Leiharbeit und die Rente mit 67 sowie
gegen das Sparpaket der schwarzgelben
Koalition und für Perspektiven von jun-
gen Menschen aus. Zum anderen trieben
gleich vier lokalspezifische Protestgrün-
de die Gewerkschaftsmitglieder erst auf
die Tübinger Straße und dann zu den
Personalchefs am Standort, denen sie
eine Resolution überreichten.

Wie berichtet, will die Bosch-Ge-
schäftsführung durch Aufhebungsverträ-
ge 190 der 6 700 Arbeitsplätze in Reutlin-
gen abbauen. Gerüchte über die anste-
hende weitere Streichung von 180 Stel-
len in Reutlingen hatte die Bosch-Prese-
stelle in Stuttgart jüngst dementiert – den
Bosch-Betriebsrat damit aber nicht beru-
higt. 120 der angestrebten 190 Aufhe-
bungsverträge sind bereits unterzeich-
net. »Nun steigt der Druck auf die Be-
schäftigten, weil das Ziel 190 erreicht
werden soll«, sagte Wulf Siepert, stell-
vertretender Betriebsratsvorsitzender
von Bosch in Reutlingen, dieser Zeitung.
Wer Nein sage, bekomme ein weiteres
Gespräch mit den Vorgesetzten.

Verlagerungen nach Stuttgart?

Gewerkschaftssekretärin Maria Rihm
berichtete, Bosch habe die Führungskräf-
te geschult, diese Trennungsgespräche
zu führen. Mancher Arbeitnehmer wisse
nicht, dass er den Betriebsrat um Hilfe
bitten könne. Sie habe den Eindruck, so
Rihm, dass Betroffene leicht über den
Tisch gezogen werden könnten.

Zweiter lokaler Protestgrund war
nach Angaben Sieperts, dass die Bosch-
Chefs planen, bundesweit den Einkauf
im Großraum Stuttgart zu zentralisieren.
Dieses Vorhaben beträfe 160 zum Stand-
ort Reutlingen gehörige Kaufleute, die
derzeit ihre Arbeitsplätze im ehemaligen
Areal der Firma Blessof in Pfullingen ha-
ben. Eine Verlagerung ihrer Arbeitsplät-
ze nach Stuttgart stellte etliche Betroffe-
ne vor große Probleme, so Siepert.

Wochenendarbeit gewünscht

Drittens kritisierten die Beschäftigten,
dass die Geschäftsleitung bis einschließ-
lich 2014 keinen Auszubildenden in ein
unbefristetes Arbeitsverhältnis überneh-
men wolle. Dies hängt nach früheren An-
gaben von Bosch mit der Schließung des
Werks in Reutlingen-Rommelsbach im
vergangenen Jahr und der Versetzung
mehrerer Hundert Beschäftigter nach
Reutlingen zusammen. Bosch hat derzeit
in Reutlingen 210 Auszubildende. Vor al-
lem sie kämpften gestern mit »Übernah-
me«-Rufen um ihre Zukunft bei Bosch.

Viertens schließlich sprachen sich die
Teilnehmer der Kundgebung für den Er-
halt der Erholzeiten von Akkordarbeitern
aus. Nach Siepert stellen sich die Mana-
ger durch deren Abschaffung vor, in
Reutlingen über 300 Stellen einsparen zu
können. Rihm: »Ich habe das Gefühl,
dass die Führungskräfte keine Ahnung
haben, was an den Arbeitsplätzen ver-
langt wird. Man sollte die mal die Arbeit
machen lassen damit sie sehen, dass die
Erholzeiten sinnvoll sind.« Siepert ver-
steht die Stellenabbau-Pläne auch vor
dem Hintergrund der aktuellen Auftrags-
lage in Reutlingen nicht: »Teilweise lie-
gen wir 15 bis 30 Prozent über den Plan-
zahlen, in manchen Bereichen wird Wo-
chenendarbeit gewünscht.« (GEA)

Junge Leute kämpfen für ihre Zukunft bei Bosch in Reutlingen. FOTO: TRINKHAUS
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Leserbrief
Unfreiwillige Verharmlosung? 

Über das Prinzip der Freiwilligkeit beim 
Abbau von 190 Arbeitsplätzen ließ sich 
Joachim Siedler, Pressesprecher von 
Bosch, aus. Fast kommt man dabei ins 
Schwärmen – wie schön, wenn doch alles 
nur freiwillig wäre – so wie bei Bosch. 
Von drei Gesprächen mit den betroffenen 
Mitarbeitern berichtet uns Joachim Sied-
ler, von einem „Dialog“, der da stattfin-
det. Ein „Dialog“ mit dem Meister, dem 
Vorgesetzten, der Personalabteilung. 

‚Trennungsgespräche’ nennt der Volks-
mund bei Bosch diese Gespräche und 

Kommentar von Daniel Müller zum Artikel „Prin-
zip der Freiwilligkeit gilt“, in dem die Sicht der 
Bosch-Presseabteilung auf der Schillerhöhe wie-
dergegeben ist

Wenn ich mich an die Mitarbeiterinformationen des 
Bereichsvorstandes, Herrn Kübel, oder an die Berichte 
der Leitung bei unseren Betriebsversammlungen erinne-
re, hören sich die jetzigen Botschaften an die Belegschaft 
ganz anders an. Zuerst sprach man  davon, dass versucht 
würde, 190 Aufhebungsverträge mit Abfindungen abzu-
schließen. Wenn dies gelänge, läge in 2011 der Personalü-
berhang bei 180 Beschäftigten, wenn alle Maßnahmen (wie 
ATZ, Fluktuation usw.) kommen würden wie im Wirt-
schaftsplan unterstellt.
Fakt ist, dass die momentane Abrufsituation deutlich über 
dem Wirtschaftsplan liegt. Auch der Betriebsrat hat dies 
in allen Veranstaltungen entsprechend hinterfragt. Warum 
reagiert die Leitung darauf nicht? Warum versucht man 
jetzt in der Öffentlichkeit, die genannten Personalabbau-
zahlen entsprechend zu verharmlosen?
Wir bleiben bei unserer Einschätzung und unserer Aussa-
ge, dass die Standortleitung mit ihrem Vorgehen Ängste 
schürt, Ängste um den Arbeitsplatz und um die Zukunft 
des Standortes.
Und dann die Frage nach den ‚Trennungsgesprächen’. 
Werden wirklich drei Gespräche „angeboten“? Nach den 
Aussagen, die man in den Schulungen für Vorgesetzte 
bekommt, und in den Gesprächen mit der Personalabtei-
lung heißt es: „Ein Personalgespräch kann kein Mitarbeiter 
ablehnen“. Folglich werden die Gespräche nicht angebo-
ten, sondern angeordnet. Eine Freiwilligkeit besteht in 
dieser Hinsicht nicht!
Wenn es sich lediglich um Gerüchte handeln würde, 
dass der Einkauf zentralisiert wird, dann frage ich mich, 

es ist klar, wer sich von wem trennen will. 
Bosch entzieht oft langjährigen Mitarbei-
tern mit solchen Gesprächen das Vertrau-
en und macht damit klar: deine Lebens-
grundlage, dein Einkommen, deine Freude 
und Bestätigung durch die Arbeit, deinen 
Einsatz – Bosch will das nicht mehr und 
braucht dich nicht mehr. Du darfst jetzt 
‚freiwillig’ gehen. 

Und dabei, so hört man, hat es bei Bosch 
gerade wirklich genug ‚Gschäft’. Es hat 
sogar soviel ‚Gschäft’, dass die Belegschaft 
eben auch ganz freiwillig dagegen prote-
stiert, dass die Auszubildenden nicht über-
nommen werden und dass Arbeitsplätze 
abgebaut werden sollen. Nun ja, vielleicht 
versteht die Belegschaft das Prinzip der 

Freiwilligkeit nicht richtig, was dann den 
Bosch-Pressesprecher zu seinen erklä-
renden Worten bewegt hat. 

Bosch könnte ja – dem eigenen Prin-
zip der Freiwilligkeit gehorchend – Bosch 
könnte ja freiwillig die Auszubildenden 
übernehmen und freiwillig auf den Abbau 
von Arbeitsplätzen verzichten. So ange-
wandt, würde man das Prinzip der Frei-
willigkeit bei Bosch wohl einfacher und 
besser verstehen können, dann auch 
ohne die erklärenden Worte von Presse-
sprecher Joachim Siedler. 

Reiner Wolk, MOE-S
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1001 Grund, …
… Mitglied in der IG 
Metall zu sein

27. von 1001 Grund:
Senel Cetinkaya (RtP2/MFT-
W078500 und Betriebsrat): „…weil 
die IG Metall als starke Gewerkschaft 
meine Interessen im Betrieb sehr gut 
vertritt."

28. von 1001 Grund:
Christian Rathai (RtP2/MFT-
W078410): „…weil ich Unterstützung 
von ihr während meines derzeitigen Stu-
diums bekomme."

29. von 1001 Grund:
Stefan Schweinbenz (RtP2/MFT-
W078410):  „…weil sie bei Problemen 
hinter einem steht und meine Interssen 
vertritt."

972 weitere Gründe von 972 IGM-
Mitgliedern folgen…
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 Beitrittserklärung   

 

Vorname  Name  Geburtstag  
________________________________ ________________________________ ________________ 
Strasse  Hausnummer  Geschlecht  
________________________________ ________________________________  weiblich  männlich 
PLZ  Wohnort  Nationalität  
________________________________ ________________________________ ________________________________ 
Abteilung/Werkstatt Stamm-/Personalnummer Telefonnummer (für eventuelle Rückfragen) 
________________________________ ________________________________ ________________________________ 

 Arbeiter/In  Kaufmännische/r Angestellte/r Beschäftigt bei  
 Angestellte/r  Technische/r Angestellte/r ________________________________
 Azubi  Gewerbliche/r Arbeitnehmer/in Ort  
 Student/in  Teilzeit ________________________________ 

Einzugsermächtigung/ 
Bankverbindung 
Bankleitzahl: 
________________________________ 
Bank: 
________________________________ 
Konto-Nr.: 

Ich bestätige die Angaben zu meiner Person, die ich der IG Metall zum Zwecke der 
Datenerfassung im Zusammenhang mit meinem Beitritt zur Verfügung stelle.  
 

Ich bin darüber informiert, dass die IG Metall zur Erfüllung ihrer satzungsgemäßen 
Aufgaben und unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorschriften personen-
bezogene Angaben über mich durch organisatorische Personengruppen der IG 
Metall sowie mit Hilfe von Computern verarbeitet. Eine Weitergabe der Daten zu 
Marketingzwecken findet nicht statt. 
 

Einzugsermächtigung: Hiermit ermächtige ich widerruflich die IG Metall, den 
jeweils von mir nach § 5 der Satzung zu entrichtenden Mitgliedsbeitrag von 1% des 
monatlichen Bruttoverdienstes bei Fälligkeit zu Lasten meines angegebenen 
Girokontos einzuziehen.  
Diese Ermächtigung kann ich nur schriftlich mit einer Frist von sechs Wochen zum 
Quartalsende gegenüber der IG Metall widerrufen. Änderungen meiner Daten 
werde ich unverzüglich der IG Metall mitteilen. 

________________________________ 

  Datum  Unterschrift  
  ________________________________ ________________________________

 

wieso die Verhandlungspartner der Zentrale sich immer beklagen, man würde 
als Gesamt- und Konzernbetriebsrat zu lange für Entscheidungen benötigen. Das-
selbe gilt auch für den Reutlinger Betriebsrat. Trifft er Entscheidungen, die sich 
gegen die Zielsetzung der Geschäftsführung richten, den Einkauf auch räumlich zu 
zentralisieren, wird Unverständnis geäußert.
Die Tausende der Reutlinger und Kusterdinger Belegschaften haben deutlich 
verstanden, was die Leitung will und wie sie es vor hat, ihr Ziel zu realisieren. 
Das lässt sich auch durch schön klingende Texte in der Presse nicht ändern. Die 
Leitung hat die Möglichkeit, auf den Betriebsversammlungen die Dinge richtig zu 
stellen, verpasst – oder es eben nicht gewollt. Die Stellungsnahme der Presseab-
teilung von Bosch spiegelt deshalb aus unserer Sicht nicht die Realität wieder. 
Vielmehr wird darin versucht, die Tatsachen zu verwässern und die Öffentlich-
keit zu beruhigen. Schließlich ist Bosch ja ein „soziales Unternehmen“, das solche 
überzogenen Vorwürfen weit von sich weist…..

Wie geht es jetzt weiter?

Am 8. November wird es ein Grundlagengespräch zwischen dem Vorsitzenden 
des Bereichsvorstands, Christoph Kübel, und AE/HR, Ingrid Peters, und der Lei-
tung des Betriebsrats, Daniel Müller und Wulf Siepert, geben. Danach wird sich 
zeigen, ob die Firmenseite bereit ist, mit dem Betriebsrat ernsthaft zu verhandeln, 
ob sie Abstand davon nimmt, ihre Ziele der Belegschaft zu diktieren und ob sie 
endlich konstruktiv die zahlreichen Vorschläge des Betriebsrats abarbeiten will.
Der Vertrauenskörper der IG Metall hat beraten und beschlossen, es von dem 
Ausgang des Gesprächs abhängig zu machen, ob wir die Situation weiter eskalie-
ren und den Druck der Belegschaft erhöhen müssen. 
Für beide Fälle haben wir bereits konkrete Pläne geschmiedet und Strategien 
entworfen. Wir sind also gerüstet, schnell und gezielt uns weitere Male in der 
Öffentlichkeit zu zeigen und uns Gehör zu verschaffen.
Die IG Metall wird uns dabei unterstützen. Gemeinsames Handeln wird uns wei-
terbringen. Denn wir lassen uns nichts überstülpen, sondern wir wollen 
und werden unsere Zukunft mit gestalten! 
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Kurswechsel für ein gutes Leben
13.11.2010 Schlossplatz Stuttgart
Demonstration und Kundgebung des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds DGB, Hauptredner: 
Bertold Huber, Vorsitzender der IG Metall

Busabfahrt in Reutlingen, Bösmannsäcker, 
Treffen: 9:45 Uhr, Abfahrt: 9:55 Uhr, 
Kundgebungsende: ca. 14 Uhr, Rückfahrt: ca. 14:30 Uhr

Kostenlose Mitnahme der Kolleginnen und Kollegen samt Familien und Freundeskreis!

Bitte anmelden bis zum 10.11.2010 beim Betriebsratsbüro, Tel: 35-2308

Reden wir nicht nur vom Widerstand gegen die 
unsoziale Politik der Bundesregierung, sondern zeigen 
wir ihr die Rote Karte durch eine Teilnahme an 
der Großdemonstration aller DGB-Gewerkschaften!

Kopflos, hirnlos, 
herzlos: 

Weg mit der 
Kopfpauschale!

In Zukunft sollen Kostensteigerungen im 
Gesundheitswesen allein von den gesetzlich 

Versicherten gezahlt werden. 
Eine gute und gerechte 

Gesundheitsversorgung 
sieht anders aus!

Bezirk
Baden-Württemberg

KURSWECHSEL FÜR EIN 
GUTES LEBEN
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Bin ich ein 
Leibeitvertrag-

stikant?
Vielen Azubis droht nach der Aus-

bildung Leiharbeit, Kurzfristvertrag, 
unbezahltes Praktikum oder gar 

Arbeitslosigkeit.
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Baden-Württemberg
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Kurswechsel für ein gutes Leben

Demonstration und Kundgebung des Deutschen 

Kundgebungsende: ca. 14 Uhr, Rückfahrt: ca. 14:30 Uhr



Azubi übernommen – 
qualifi zierte Fachkraft 

gewonnen!
Kluge Unternehmen sichern sich heute 

dauerhaft die gesuchten
Fachkräfte von morgen! Nur so bleibt 

Deutschland wettbewerbsfähig. 
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Rente mit 67 
heißt Altersarmut 

fördern.
Die Bundesregierung redet von der Rente 

mit 67 – meint aber in Wirklichkeit eine mas-
sive Rentenkürzung. Wer wird schon mit 67 

noch einen Arbeitsplatz haben und den 
vollen Rentenbeitrag erhalten? 

Wenn das Rentenniveau aber so drastisch 
gesenkt wird, heißt dies für 

viele Menschen einfach 
nur noch Altersarmut.
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